
BUNDESGERICHTSHOF

blw 2/84 BESCHLUSS

in der Landwirtschaftssache

betreffend die Genehmigung eines Grundstückskaufvertrages 
nach dem Grundstückverkehrsgesetz

Beteiligte:

1. Albert straße

Verkäufer,

2. August • (Rc
Käufer, Antragsteller und 
Beschwerdeführer, auch hin­
sichtlich der Rechtsbeschwerde,

- vertreten durch Rechtsanwalt gasse



Der Bundesgerichtshof, Senat für Landwirtschafts- 
sachen, hat am 9. Mai 1984 durch den Vorsitzenden Richter 
Dr. Thumm und die Richter Prof. Dr. Hagen und Linden 
- gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 4 LwVG ohne Zuziehung ehrenamt­
licher Richter -

beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß 
des Senats für Landwirtschaftssachen beim 
Oberlandesgericht Stuttgart vom 29. Novem­
ber 1983 wird auf Kosten des Beteiligten 
zu 2 als unzulässig verworfen.

Der Geschäftswert für das Rechtsbeschwerde­
verfahren wird auf 25 068 DM festgesetzt.

G r ü n  d e

I.
Durch notariellen Kaufvertrag vom • .  S V  1982 

veräußerte der Beteiligte zu 1 an den Beteiligten zu 2 
landwirtschaftlichen Grundbesitz zur Größe von 0,8356 ha 
für 25 068 DM.

Durch Bescheid vom 6. Mai 1982 hat das Landwirt­
schaft samt dem Vertrag die Genehmigung nach § 9 GrdstVG 
versagt, weil der Beteiligte zu 2 als Nichtlandwirt ein­
zustufen und zwei hauptberufliche Landwirte am Erwerb der 
Grundstücke zur Aufstockung ihrer Betriebe interessiert 
seien.
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Den Antrag des Beteiligten zu 2 auf gerichtliche 
Entscheidung hat das Landwirtschaftsgericht zurückge­
wiesen.

Die sofortige Beschwerde des Beteiligten zu 2 ist 
erfolglos geblieben.

Mit der Rechtsbeschwerde verfolgt der Beteiligte zu 2 
seinen Antrag auf Genehmigung des Vertrages vom 16. März 1982 
weiter.

II.

Da die Rechtsbeschwerde vom Oberlandesgericht nicht 
zugelassen ist (§24 Abs. 1 LwVG) und es sich auch nicht 
um die Unzulässigkeit der sofortigen Beschwerde handelt 
(§ 24 Abs. 2 Nr. 2 LwVG), wäre das Rechtsmittel nur zu­
lässig, wenn das Beschwerdegericht von einer in der Rechts- 
beschwerdebegründung angeführten Entscheidung eines der 
in § 24 Abs. 2 Nr. 1 LwVG bezeichneten Gerichte oder des 
Bundesverfassungsgerichts abgewichen wäre und der ange- 
fochtene Beschluß auf der Abweichung beruhte. Eine Abwei­
chung ist nur dann anzunehmen, wenn das Beschwerdegericht 
eine bestimmte Rechtsfrage abweichend von dem tragenden 
Rechtssatz einer solchen Vergleichsentscheidung beantwortet 
hat. Der Rechtsbeschwerdeführer muß in der Begründung der 
Abweichungsrechtsbeschwerde die von der angezogenen und von 
der angefochtenen Entscheidung verschieden beantwortete 
Rechtsfrage bezeichnen sowie weiter darlegen, inwieweit 
beide Entscheidungen die gleiche Rechtsfrage verschieden 
beantworten und daß die angefochtene Entscheidung auf dieser
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Abweichung beruht (vgl. BGHZ 15, 5, 9 f sowie den zur Ver­
öffentlichung in BGHZ vorgesehenen Senatsbeschluß vom 
1. Dezember 1983, V BLw 18/83).

Diesen Anforderungen wird die Begründung der Rechts­
beschwerde nicht gerecht.

Die Rechtsbeschwerde rügt, daß sich der angefochtene 
Beschluß auf ein Schreiben des Beschwerdegerichts vom 
3. März 1983 an das Landwirtschaftsamt Ellwangen und auf 
dessen Rückäußerung gestützt habe, obwohl keines der beiden 
Schreiben dem Beteiligten zu 2 bekanntgegeben worden sei.
Sie sieht darin eine Verletzung des rechtlichen Gehörs und 
zugleich eine Abweichung von verschiedenen Entscheidungen 
des Bundesgerichtshofes und mehrerer Oberlandesgerichte.

Die Rechtsbeschwerde führt aus: Der Bundesgerichtshof 
habe beispielsweise in den zu §§ 285, 278 Abs. 2 Satz 1 ZPO 
ergangenen Entscheidungen LM § 360 Nr. 1, VersR I960, 321 
und NJW 1974, 23 ausgesprochen, daß es Sinn dieser Vor­
schriften sei, zu gewährleisten, daß die Parteien über das 
Ergebnis einer Beweisaufnahme verhandeln könnten. Das Baye­
rische Oberste Landesgericht habe ausgesprochen, daß der 
Grundsatz des rechtlichen Gehörs auch in einem Amtsver­
fahren der Freiwilligen Gerichtsbarkeit verbiete, einer 
gerichtlichen Entscheidung Beweisergebnisse zugrunde zu 
legen, wenn den Beteiligten vorher nicht Gelegenheit ge­
geben worden sei, sich zu ihnen zu äußern (BayObLG MDR 1973, 
852).

Eine Abweichung ist damit nicht dargetan. Das Be­
schwerdegericht hat einen von den angeführten Vergleichs­
entscheidungen abweichenden Rechtssatz weder ausdrücklich
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aufgestellt noch seiner Entscheidung erkennbar zugrunde 
gelegt. Auch die Rechtsbeschwerde macht eine solche Abwei­
chung in einer Rechtsfrage nicht geltend. Sie meint ledig­
lich, daß das Beschwerdegericht gegen die in den Vergleichs­
entscheidungen niedergelegten Grundsätze verstoßen und 
den Anspruch des Beteiligten zu 2 auf rechtliches Gehör 
verletzt habe. Dies ist jedoch nicht eine Frage der Zuläs­
sigkeit des Rechtsmittels, sondern beträfe die Begründet­
heit der Rechtsbeschwerde. Dieser Frage könnte der Senat 
nur dann nachgehen, wenn das Beschwerdegericht in einer 
Rechtsfrage von einer der angeführten Vergleichsentschei­
dungen abgewichen wäre. Das ist indessen nicht der Fall.

Ohne Zulassung findet die Rechtsbeschwerde auch dann 
nicht statt, wenn sie anstelle der Zulässigkeitsgründe 
nach § 24 Abs. 2 Nr. 1 und 2 LwVG auf eine Verletzung des 
rechtlichen Gehörs gestützt wird (BGH Beschlüsse vom 
6. Dezember I960, V BLw 12/60, LM LwVG § 24 Nr. 25 und 
vom 4. Juli 1979, V BLw 13/79, LM LwVG § 24 Nr. 32 =
MDR 1980, 46).

Das Rechtsmittel ist daher ohne sachliche Über­
prüfung als unzulässig zu verwerfen.
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III.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 44 LwVG.

Dr. Thumm Hagen Linden
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